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Appell des Ständigen Forums der Zivilgesellschaft

an die Innovateure des Konvents

Brüssel, 28. Mai 2003
"Unsere Verfassung wird demokratisch genannt, weil die Macht nicht in der Hand einer Minderheit ist, sondern in den Händen des ganzen Volkes“ Thucydide II, 37 (aus dem Entwurf der Präambel der Unionsverfassung)

Das STÄNDIGE FORUM DER ZIVILGESELLSCHAFT, das 1995 auf Initiative der Internationalen Europäischen Bewegung zur Mobilisierung des europäischen Vereinslebens gegründet wurde, um eine repräsentative, partizipative und paritätische Demokratie in der Union einzurichten, hat die vom Konventpräsidium vollzogene Arbeit für eine zukünftige Verfassung des 21. Jahrhunderts aufmerksam geprüft.

Das Forum begrüßt die im Konvent erzielten Fortschritte hinsichtlich der Werte, Ziele und Grundrechte, die es ermöglichen sollten, in Europa einen Raum des Friedens, der Solidarität, der Freiheit, der Gerechtigkeit und des Respekts der Verschiedenheiten zu schaffen, und gleichzeitig der Union die Mittel zur Förderung und Verbreitung dieser Werte in der Welt zu geben.

Diese Fortschritte werden begleitet von Verbesserungen der legislativen Macht des Europäischen Parlaments und der Ausweitung des Mehrheitsvotums im Rat, die die Wirksamkeit und den demokratischen Charakter  des institutionellen Systems verstärken.

Das Forum schätzt ein, dass diese Fortschritte zum Teil durch das Präsidium in den überarbeiteten Text der europäischen Verfassung (CONV 724/03) eingearbeitet wurden, und erhofft sich, dass der europäische Konvent diese Fortschritte in dem Entwurf bestätigt, der dem Europäischen Rat in Thessaloniki übergeben wird.

Das Forum weist das Präsidium und die Konventsmitglieder darauf hin, dass die neue Verfassung nur durch die Bürgerinnen und Bürger der Union angenommen werden kann, wenn sie den Ländern, die sie annehmen, dann auch eine neue unwiderrufliche Etappe zur Schaffung einer neuen politischen Gemeinschaft eröffnen, die dazu befähigt,

· den Raum zu schaffen, in dem der Schutz der Grundrechte für jeden Menschen;

· die Armut zu beseitigen, in die eine wachsende Anzahl ihrer Einwohner hineingezogen wird, und die soziale Integration zu fördern;

· die nachhaltige Entwicklung und den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhang zu gewährleisten;

· die innere und äußere Sicherheit zu garantieren;

· die Übereinstimmung de äußere Aktivitäten der Union mit ihren Werten, Zielen und Politiken zu sichern.

Zu diesem Zweck muss sich die Union auf eine repräsentative, partizipative und paritätische Demokratie stützen, die den Bürgerinnen und Bürger die Möglichkeit gibt, durch ihre Abstimmung eine europäische Regierung zu benennen. Diese Regierung sollte über reale Vollmachten zur Verfolgung der gemeinsam festgelegten Zielstellungen - sowohl im Innern als auch in den internationalen Beziehungen -  verfügen, die Teilnahme des europäischen Vereinslebens garantieren und gegenüber dem Parlament rechenschaftspflichtig sein.

In diesem Sinne appelliert das Forum an die Erneuerer, die die Mehrheit der Konventsmitglieder bilden, mit Entschlossenheit die Integration der von uns als Priorität angesehenen Fragen in die Verfassung zu unterstützen:

1. Artikel I-1: Die Quelle der Souveränität, die den Völkern gehört, sollte im Artikel 1 bestätigt werden, so wie es vom Präsidium des Konvents bei der Charta vorgeschlagen wurde, und wie sie auch in den nationalen Verfassungen festgeschrieben wurde.

2. Artikel I-3: Die Ziele der Union müssen beinhalten

a.  die Ablehnung des Krieges als Mittel zur Lösung internationaler Differenzen

b. eine nachhaltige und ausgeglichene Entwicklung sowohl auf wirtschaftlichem, sozialen und ökologischen Gebiet

c. den Kampf gegen die Armut sowohl in Europa als auch in der übrigen Welt

d. die Wirtschafts- und Währungsunion mit einer einheitlichen Währung

e. den universellen Zugang zu den Dienstleistungen allgemeinen Interesses

f. die Anerkennung der sozial-nützlichen Aktivitäten
g. die Unterstützung des familiären Lebens

h. die Unterstützung der Union für Bürgerinnen und Bürger, die außerhalb residieren

i. der Kampf gegen die verschiedenen Formen internationaler Kriminalität
3. Die Charta muss unverändert integraler Bestandteil des Teils II der Verfassung werden. Im Artikel I-7 muss eine Fortschreibungsklausel vorgesehen werden. Die Verfügungen des Teiles II müssen an die in der Charta festgeschriebenen Rechte angepasst werden. Die Union muss ihren Beitritt zur überarbeiteten Sozialcharta erklären. Im Artikel I-8 muss die europäische Unionsbürgerschaft (Citoyenneté) auf die Angehörigen dritter Staaten ausgedehnt werden, die legal auf dem Territorium der Union leben.

4. Im Artikel I-17 muss die Flexibilitätsklausel für die geteilten Kompetenzen und die Unterstützungsmaßnahmen dem Rat und dem Parlament ermöglichen, gemeinsam mit qualifizierter Mehrheit den Beginn einer Unionshandlung über die Verfassung hinaus zu beschließen.

5. Im Artikel I-26: Der Präsident der Kommission muss ab 2009 in allgemeiner und direkter Wahl gewählt werden. In den Artikeln I-20, I-22 und I-23: Die Wahl mit doppelter Mehrheit (Staaten und Völker) zum Rat, einschließlich des Bereiches der Außenpolitik, der Steuer- und Sozialpolitik und der eigenen Ressourcen, und in den Artikeln I-33 und I-52 bis I-55 müssen legislative und budgetäre gemeinsame Entscheidungen allgemein zugelassen werden.

6. Im Artikel I-43 muss eine Klausel verstärkter Kooperation  gewissen Staaten die Möglichkeit geben, in der Verwirklichung gemeinsamer Politiken und Aktivitäten voranzuschreiten, ohne von den Staaten gehindert zu werden, die dazu nicht bereit sind.

7. In den Artikeln I-44 bis I-50 muss die Errichtung einer wirklichen partizipativen und paritätischen Demokratie durch die Gesamtheit der individuellen und kollektiven Rechte sowie durch die Anerkennung der effektiven Gleichberechtigung von Frauen und Männern garantiert werden.

8. Im Artikel I-59 ist vorzusehen, dass ein Mitgliedsstaat sich innerhalb einer Übergangszeit von zehn Jahren nach Inkrafttreten der Verfassung aus der Union zurückziehen kann. Nach zehn Jahren erlischt das Austrittsrecht.

9. Im Artikel IV-6 muss jede Verfassungsänderung durch einen Kongress der Völker Europas mit qualifizierter Mehrheit der nationalen und europäischen Vertreter entschieden werden, wie er zur Zeit durch den Konvent dargestellt wird.

10. Im Artikel IV-7 muss ein europäisches Referendum (oder eine Volksbefragung) vorgesehen werden für die Inkraftsetzung der Verfassung in jenen Staaten, in denen die Mehrheit des Volkes seine Zustimmung gaben. Es muss ein System der privilegierten Beziehungen zwischen der Union und den Staaten, die die Verfassung nicht akzeptiert haben, vorgesehen werden.

Auf der Grundlage dieser Orientierungspunkte wird das STÄNDIGE FORUM DER ZIVILGESELLSCHAFT entsprechende präzise Veränderungsvorschläge für den durch das Präsidium überarbeiteten Text vorlegen.
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